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Öffentliche
Finanzen

Gebietskörperschaften

Im vierten Quartal 2001 hat sich das

Haushaltsergebnis der Gebietskörperschaften

gegenüber dem Vorjahr deutlich verschlech-

tert. Auch im Gesamtjahr erhöhten sich die

Defizite kräftig. Sie dürften von 33 Mrd 3 im

Jahr 2000 (ohne Berücksichtigung der UMTS-

Erlöse) auf fast 50 Mrd 3 – den höchsten

Betrag seit 1996 – gestiegen sein. Ausschlag-

gebend hierfür war, dass sich die Steuerein-

nahmen vor allem auf Grund der Steuersen-

kungen stark verminderten. Obwohl die sons-

tigen Einnahmen, und hier insbesondere die

Privatisierungserlöse, kräftig wuchsen, gingen

die Einnahmen insgesamt merklich zurück.

Die Ausgaben wurden mit etwa 1% nur

moderat ausgeweitet, insbesondere weil der

Personalsektor kaum höhere Mittel erforderte

und die Aufwendungen für Zinsen und Sach-

investitionen sogar abgenommen haben. Die

Entwicklung auf den einzelnen Ebenen verlief

sehr unterschiedlich, was allerdings durch

Sonderfaktoren beeinflusst wurde. Während

das Defizit des Bundes etwas zurückging

und auch die Sondervermögen günstiger ab-

schlossen, verschlechterte sich die Finanzlage

der Gemeinden und vor allem der Länder gra-

vierend. Für das laufende Jahr ist aus heutiger

Sicht nicht mit einer stärkeren Verringerung

der Haushaltsdefizite zu rechnen. Zwar dürfte

das Steueraufkommen trotz der noch un-

günstigen gesamtwirtschaftlichen Entwick-

lung wieder merklich zunehmen. Doch ist

eine Abnahme der nicht-steuerlichen Einnah-

men zu erwarten. Zudem dürften die Aus-

gaben insgesamt stärker steigen als im ver-

gangenen Jahr.
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Das Steueraufkommen1) hat sich im vierten

Quartal 2001 hauptsächlich wegen der re-

formbedingten Ausfälle und der Konjunktur-

schwäche um 6,5% gegenüber der entspre-

chenden Vorjahrszeit verringert. Dabei hat

sich vor allem die „Talfahrt“ der Körper-

schaftsteuer noch beschleunigt, wozu auch

umfangreiche Erstattungen an einige Unter-

nehmen beigetragen haben. Im Gesamtjahr

2001 fielen die Steuereinnahmen nach dem

vorläufigen Ergebnis (das noch eine Schät-

zung für die Gemeindesteuern enthält) um

4,5% niedriger aus. Die Volkswirtschaftliche

Steuerquote (in der Abgrenzung der Finanz-

statistik) hat sich damit um eineinhalb Pro-

zentpunkte auf 21,6% zurückgebildet. Aus-

schlaggebend hierfür waren die umfangrei-

chen Entlastungen durch die Steuerreform,

die nur zu einem geringen Teil durch Mehr-

einnahmen aus der dritten Stufe der „ökolo-

gischen Steuerreform“ kompensiert wurden.

Darüber hinaus blieben die Steuererträge

infolge der schwächeren gesamtwirtschaft-

lichen Entwicklung, aber auch aus anderen

Gründen weit hinter den Erwartungen zu-

rück. Gegenüber der letzten offiziellen Prog-

nose vom November entstanden Minderein-

nahmen in Höhe von 2,8 Mrd 3 und gegen-

über der – den Haushaltsplänen weitgehend

zu Grunde gelegten – vergleichbaren Steuer-

schätzung vom Herbst 2000 sogar Ausfälle

von 12,8 Mrd 3.

Die Mindereinnahmen gegenüber den Plänen

konzentrierten sich vor allem auf die Umsatz-

steuer und die Körperschaftsteuer. Die Erträ-

ge aus der Umsatzsteuer haben sich um

1,4% verringert und sind damit um 7,3 Mrd 3

hinter der Prognose vom Herbst 2000 zurück-

geblieben. Nur ein Teil dieser hohen Ausfälle

lässt sich auf das im Vergleich zu den

ursprünglichen Erwartungen schwächere

Wachstum der gesamtwirtschaftlichen Mehr-

wertsteuer-Bemessungsgrundlage zurückfüh-

ren. Daneben dürften auch Strukturverände-

rungen des Privaten Verbrauchs zu Gunsten

steuerfreier und steuervergünstigter Ele-

mente eine Rolle gespielt haben. Darüber

hinaus ist es wohl zu erheblichen insolvenz-

bedingten Ausfällen gekommen.2) Außerdem

könnten manche Unternehmen Umsatz-

steuerzahlungen wegen ihrer angespannten

Veränderung gegenüber Vorjahr
%

Steuererträge insgesamt 1)

1.Hj. 2.Hj. 1.Hj. 2.Hj. 1.Vj. 2.Vj. 3.Vj. 4.Vj.

Steueraufkommen

1 Einschließlich der EU-Anteile am deut-
schen Steueraufkommen, aber ohne die
− für das letzte ausgewiesene Quartal noch
nicht bekannten − Erträge aus den Gemein-
desteuern.
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1 Einschließlich der EU-Anteile am deutschen Steuerauf-
kommen, aber ohne die noch nicht bekannten Erträge
aus den Gemeindesteuern.
2 Diese entstehen dadurch, dass der insolvente Unter-
nehmer zumeist keine Umsatzsteuer auf seine Leistungen
mehr abführt, während der gewerbliche Abnehmer den
Vorsteuerabzug dennoch geltend machen kann, wenn
die Umsatzsteuer in der Rechnung ausgewiesen ist.

Steuer-
einnahmen
im vierten
Quartal und
im Gesamtjahr
2001...



Deutsche
Bundesbank
Monatsbericht
Februar 2002

52

Liquiditätslage aufgeschoben haben, wofür

freilich Verzugszinsen in Kauf zu nehmen

sind. Bei der Körperschaftsteuer entstanden

sogar Mindereinnahmen in Höhe von 12,7

Mrd 3 gegenüber der Schätzung vom Herbst

2000, in der die Steuerreform bereits berück-

sichtigt war. Hier gingen die Erstattungen

noch um 0,4 Mrd 3 über die geleisteten Steu-

erzahlungen hinaus. Ein Großteil der Ausfälle

beruhte jedoch auf hohen Sonderausschüt-

tungen und wurde durch Mehreinnahmen

von 7,5 Mrd 3 bei den nicht veranlagten

Steuern vom Ertrag kompensiert.3) Außerdem

trugen die – auch auf Grund hoher Abschrei-

bungen auf Beteiligungen – verschlechterte

Gewinnsituation sowie geringere Nachzah-

lungen zum enttäuschenden Körperschaft-

steuerergebnis bei. Die Lohnsteuer und die

veranlagte Einkommensteuer haben dagegen

die Erwartungen leicht übertroffen, obwohl

sich ihr Aufkommen durch die Steuerreform

ebenfalls vermindert hat (um 2,3% bzw.

28,2%). Bei der Lohnsteuer war dies unter

anderem auf die steuerlich bedingte Verlage-

rung von Sonderzahlungen in das Jahr 2001

zurückzuführen, während bei der veranlagten

Einkommensteuer die mit der Steuerreform

eingeführte Teilanrechnung der Gewerbe-

steuer großenteils noch nicht auf dem Vor-

auszahlungswege erfolgte.

Im Jahr 2002 dürften die Steuererträge wie-

der deutlich wachsen und stärker zunehmen

als das nominale Bruttoinlandsprodukt (BIP).

Hierzu trägt bei, dass sich der Progressions-

effekt bei der Einkommensteuer wieder voll

bemerkbar macht und der Umfang der Steu-

ererhöhungen über die weiteren Entlastun-

gen hinausgeht.4) In der offiziellen Schätzung

vom November wurde mit einer Zunahme

des Steueraufkommens um 3% gerechnet;

einschließlich der darin noch nicht berück-

sichtigten Steuerrechtsänderungen ergäbe

sich ein Anstieg um rund 4% bei einem no-

minalen Wirtschaftswachstum von 3%. Aus

heutiger Sicht ist freilich davon auszugehen,

dass das gesamtwirtschaftliche Wachstum

hinter den Erwartungen vom Herbst zurück-

Aufkommensentwicklung wichtiger
Einzelsteuern

Aufkommen
in Mrd 5

Gesamtjahr

Steuerart 2000 2001

Ver-
ände-
rung
gegen-
über
Vorjahr
in %

Lohnsteuer 135,7 132,6 – 2,3

Veranlagte
Einkommensteuer 12,2 8,8 – 28,2

Körperschaftsteuer 23,6 – 0,4 .

Umsatzsteuer 140,9 138,9 – 1,4

darunter: 4. Vierteljahr

Lohnsteuer 40,8 38,9 – 4,6

Veranlagte
Einkommensteuer 4,9 4,7 – 5,0

Körperschaftsteuer 5,0 – 1,9 .

Umsatzsteuer 36,3 35,6 – 1,9

Deutsche Bundesbank

3 So haben viele Unternehmen früher gebildete (und mit
einem Satz von 45% versteuerte) Gewinnrücklagen aus-
gekehrt, um hierfür noch in den Genuss eines Körper-
schaftsteuer-Minderungsanspruchs von 15 Prozentpunk-
ten zu kommen. Außerdem wurden solche Sonderaus-
schüttungen offenbar auch zur Verlustverrechnung inner-
halb von Konzernen genutzt, was nach dem neuen Kör-
perschaftsteuersystem nicht mehr möglich ist.
4 Einerseits wirkt sich die verstärkte Familienförderung
aufkommensmindernd aus. Andererseits ergeben sich zu-
sätzliche Steuererträge aus der Gegenfinanzierung der
Steuersatzsenkungen, der vierten Stufe der „ökologi-
schen Steuerreform“, der Erhöhung der Tabak- und der
Versicherungsteuer sowie den Maßnahmen zur Bekämp-
fung des Umsatzsteuerbetrugs.

... sowie im
laufenden Jahr
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bleiben wird. Auch wird das Niveau der

Steuererträge von der ungünstigeren Aus-

gangslage des vorigen Jahres beeinflusst.

Der Bund schloss das vierte Quartal 2001

mit einem Überschuss von 0,8 Mrd 3 ab. Im

Gesamtjahr fiel das Defizit mit 21,1 Mrd 3 um

2,8 Mrd 3 niedriger aus als im vorangegange-

nen Jahr und blieb auch um knapp 1 Mrd 3

hinter dem Planansatz zurück.5) Die Einnah-

men, die etwa auf dem Niveau des Jahres

2000 lagen, unterschritten das Soll um

1,3 Mrd 3. Dabei hielten sich die Steueraus-

fälle mit 2,9 Mrd 3 im Vergleich zu den ande-

ren Ebenen noch in Grenzen, weil die Abfüh-

rungen an die EU wegen eines hohen Über-

schusses im EU-Haushalt 2000 geringer aus-

fielen als erwartet. Sie konnten zudem zum

überwiegenden Teil durch höhere nicht-

steuerliche Einnahmen kompensiert werden.

Die Ausgaben sanken um 1,4%6) und unter-

schritten die Planungen um 2 Mrd 3. Zwar er-

gaben sich auf Grund der ungünstiger als er-

warteten Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt

höhere Aufwendungen für die Arbeitslosen-

hilfe und für Zuschüsse an die Bundesanstalt

für Arbeit (zusammen genommen 2,5 Mrd 3).

Jedoch blieben insbesondere die Zinsaus-

gaben und die Gewährleistungen hinter dem

Soll zurück.

Für das laufende Jahr sieht der Haushaltsplan

einen Anstieg des Defizits um 2,6 Mrd 3 auf

23,7 Mrd 3 vor.7) Gegenüber dem Entwurf

liegt es um 1,5 Mrd 3 höher. Zusätzliche Be-

lastungen aus den konjunkturbedingt niedri-

ger angesetzten Steuereinnahmen und den

arbeitsmarktbedingten Mehrausgaben (zu-

sammen genommen rund 5 Mrd 3) konnten

nicht ganz durch gegenüber dem Entwurf

höhere Privatisierungserlöse und niedrigere

Ausgabenansätze bei den Zinsen und Zu-

Mrd  5 

Mrd  5 

kumuliert

2001

2000

1)

1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Vierteljahresergebnis

2000

1)

2001

Finanzierungssalden des
Bundes in den Jahren
2000 und 2001

1 Ohne Berücksichtigung der UMTS-Erlöse.
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5 Die hier vorgenommene Darstellung der Haushaltsent-
wicklung folgt dem finanzstatistischen Nachweis. Sie
weicht von der des Bundesfinanzministeriums ab. So
wird finanzstatistisch der Münzrückfluss 2001 (gut
11�2 Mrd 3) als finanzielle Transaktion ohne Einfluss auf
das Defizit ausgewiesen, während er im Bundeshaushalt
als laufender Sachaufwand verbucht wurde.
6 Ausschlaggebend hierfür waren unter anderem der
Wegfall der im Jahr 2000 geleisteten Zwangsarbeiterent-
schädigungen (rund 1% des Ausgabenvolumens) und die
temporär niedrigeren Zuschüsse an das Bundeseisen-
bahnvermögen (ebenfalls rund 1%) auf Grund dort an-
gefallener umfangreicher Privatisierungserlöse.
7 Die Entwicklung des Defizits weicht im Ist 2001 und im
Soll 2002 stark von der Entwicklung der Nettokreditauf-
nahme ab. Ausschlaggebend hierfür sind die mit der
Währungsumstellung verbundenen hohen Münzrück-
flüsse im vergangenen und die in den Planungen enthal-
tenen hohen Münzeinnahmen im laufenden Jahr. Diese
finanziellen Transaktionen beeinflussen zwar die Netto-
kreditaufnahme, nicht aber das Defizit. Die Nettokredit-
aufnahme soll von 22,8 Mrd 3 im Ist 2001 auf 21,1 Mrd 3

im Jahr 2002 zurückgehen. Der Ansatz für die Münz-
einnahmen wurde im Haushaltsplan 2002 gegenüber
dem Entwurf um 11�2 Mrd 3 auf 2 1�2 Mrd 3 angehoben.

Bundeshaushalt
im Jahr 2001...

...und im
laufenden Jahr
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schüssen an den Fonds „Deutsche Einheit”

kompensiert werden. Mehrausgaben im

Bereich der inneren und äußeren Sicherheit

(11�2 Mrd 3) werden durch zusätzliche Einnah-

men aus der Erhöhung der Tabak- und der

Versicherungsteuer finanziert. Insgesamt wer-

den die Ausgaben – nachdem sie zwei Jahre

in Folge rückläufig waren – wieder deutlich

steigen. Ausschlaggebend hierfür sind eine

kräftige Zunahme des Zuschussbedarfs des

Bundeseisenbahnvermögens, der arbeits-

marktbedingten Ausgaben, der mit der

„Ökosteuer“ finanzierten Zuweisungen an

die Rentenversicherung sowie der Ausgaben

für innere und äußere Sicherheit. In den

Haushaltsplan sind immer noch umfangreiche

Privatisierungserlöse eingestellt, die keine

dauerhafte Finanzierungsquelle darstellen.

Insgesamt gesehen erfordert die Einhaltung

des Plans eine sehr sparsame Haushaltsfüh-

rung, zumal die gesamtwirtschaftliche Ent-

wicklung nunmehr ungünstiger eingeschätzt

wird als bei der Verabschiedung des Budgets.

Die Sondervermögen schlossen im vergange-

nen Jahr mit einem Überschuss von 5,1 Mrd 3

ab, nachdem sie ein Jahr zuvor noch ein Defi-

zit von 1,7 Mrd 3 zu verzeichnen hatten. Zum

einen fiel der dem Erblastentilgungsfonds zu-

fließende Teil des Bundesbankgewinns um

knapp 4 1�2 Mrd 3 höher aus als im Vorjahr.

Zum anderen sank angesichts geringerer Dar-

lehensvergaben und höherer Darlehensrück-

flüsse das Defizit des ERP-Sondervermögens

um 2 Mrd 3 .

Das Defizit der Länder fiel im vierten Quartal

2001 mit 16,2 Mrd 3 um 8,3 Mrd 3 höher

aus als ein Jahr zuvor. Dies ist großenteils mit

dem Rückgang des Steueraufkommens um

10,1% zu erklären. Besonders betroffen war

davon das Land Nordrhein-Westfalen, das

nicht zuletzt infolge großer Steuererstattun-

gen einen Einbruch um ein Viertel verzeich-

nete. Die sonstigen Einnahmen der Länder

sanken im Vorjahrsvergleich ähnlich stark wie

das Steueraufkommen. Ausschlaggebend

hierfür war die Rückzahlung von Förder-

abgaben einschließlich Zinsen von insgesamt

11�4 Mrd 3, zu der das Land Niedersachsen

Anfang Dezember durch ein Urteil des Bun-

desverwaltungsgerichts verpflichtet worden

war. Die Ausgaben wurden im vierten Quartal

um 1,1% ausgeweitet. Ohne eine Kapitalein-

lage des Landes Baden-Württemberg bei der

Landesbank Baden-Württemberg wäre ein

leichter Ausgabenrückgang verzeichnet wor-

den. Im Gesamtjahr 2001 kam es zu einem

drastischen Anstieg des Defizits von 9,8 Mrd 3

im Jahr 2000 auf 27,6 Mrd 3, der überwie-

gend auf die steuerreformbedingten Einnah-

menausfälle zurückzuführen ist. Allerdings

wirkten sich auch erhebliche außergewöhn-

liche Belastungen aus. Neben den erwähnten

Transaktionen im vierten Quartal fiel hier vor

allem die Kapitalzuführung zur Bankgesell-

schaft Berlin beträchtlich ins Gewicht. Die

von den Ländern angestrebte Rückführung

der Defizite kann auch angesichts der schon

beschlossenen weiteren Steuersenkungen

nur durch strikte Ausgabenbegrenzung er-

reicht werden. Dies ist auch deshalb notwen-

dig, weil eine ganze Reihe von Bundesländern

erhebliche Probleme hat, die verfassungs-

rechtlichen Obergrenzen für die Neuverschul-

dung einzuhalten.

Sonder-
vermögen

Länder
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Für die kommunalen Haushalte liegen bisher

nur Ergebnisse der ersten drei Quartale vor. In

dieser Zeit ergab sich ein Defizit von

3,2 Mrd 3, während die Haushalte ein Jahr

zuvor nahezu ausgeglichen waren. Die Ein-

nahmen sanken infolge zuletzt stark rückläu-

figer kommunaler Steuererträge um 1,6%,

während die Ausgaben mit 1,4% weiter

wuchsen. Hierzu trugen insbesondere die

sozialen Leistungen (+ 3,5%) bei. Im letzten

Quartal dürfte es – anders als in den Vor-

jahren – nicht mehr zu einem deutlichen

Überschuss gekommen sein, so dass die Ge-

meinden im Gesamtjahr – erstmals seit drei

Jahren – aller Voraussicht nach wieder mit

einem Defizit abgeschlossen haben.

Die Verschuldung der Gebietskörperschaften

hat im vierten Quartal kräftig um 15 Mrd 3

zugenommen. Während die Geldmarktver-

schuldung um 3 Mrd 3 zurückgeführt wurde,

stiegen die Verbindlichkeiten am Kapital-

markt um 18 Mrd 3. Im Gesamtjahr betrug

die Nettokreditaufnahme der Gebietskörper-

schaften 14 Mrd 3. Der relativ niedrige Betrag

ist auf die zum Jahresbeginn 2001 erfolgte

Tilgung aus Mitteln der UMTS-Erlöse zurück-

zuführen.

Sozialversicherungen

Die Rentenversicherung der Arbeiter und der

Angestellten wies für das vierte Quartal 2001

einen saisonüblichen Überschuss aus, der mit

2,5 Mrd 3 allerdings um 1,0 Mrd 3 geringer

ausfiel als ein Jahr zuvor. Im Gesamtjahr 2001

ergab sich ein Defizit von 1,1 Mrd 3,8) wäh-

rend ein Jahr zuvor noch ein Überschuss von

0,6 Mrd 3 erzielt worden war. Im Ergebnis

wurde das Schwankungsreservesoll von einer

Monatsausgabe mit 93% nicht ganz erreicht.

Ausschlaggebend hierfür waren Beitragsaus-

fälle auf Grund der ungünstigeren gesamt-

wirtschaftlichen Entwicklung.

Im Jahr 2002 wird sich das Defizit noch aus-

weiten. Ausschlaggebend hierfür ist, dass das

Soll für die Schwankungsreserve von 1,0 auf

0,8 Monatsausgaben gesenkt wurde, um

eine sonst erforderliche Anhebung des Bei-

tragssatzes von 19,1% auf 19,4% zu vermei-

den. Außerdem ist mit Beitragsausfällen we-

gen der nunmehr ungünstiger eingeschätzten

Marktmäßige Nettokreditaufnahme
der Gebietskörperschaften

Mrd 5

Darunter:

Zeit
Ins-
gesamt

Wert-
papiere 1)

Schuld-
schein-
dar-
lehen 2)

Nach-
richtlich:
Erwerb
durch
das
Ausland

2000 + 16,1 + 29,1 – 11,8 + 21,2
darunter:

1. Vj. + 14,0 + 7,5 + 6,5 – 1,0
2. Vj. – 1,3 + 3,8 – 5,1 + 14,6
3. Vj. + 9,1 + 4,8 + 5,4 + 8,6
4. Vj. – 5,7 + 13,1 – 18,6 – 1,0

2001 ts) + 14,1 + 56,3 – 6,8 ...
darunter:

1. Vj. – 10,4 + 13,9 + 9,7 – 12,2
2. Vj. – 6,1 + 7,5 – 13,7 – 0,3
3. Vj. + 15,6 + 18,5 – 1,8 + 14,9
4. Vj. ts) + 15,0 + 16,3 – 1,1 ...

1 Ohne Ausgleichsforderungen. — 2 Einschl. Kassenver-
stärkungs- bzw. Kassenkredite und Geldmarktkredite.

Deutsche Bundesbank

8 Die bei der Berechnung der Schwankungsreserve be-
rücksichtigte Höherbewertung des Beteiligungsbesitzes
der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte an der
GAGFAH um 0,6 Mrd 3 wurde hier nicht einnahmenstei-
gernd einbezogen.

Gemeinden

Verschuldung

Gesetzliche
Renten-
versicherung

Aussichten
für 2002
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Konjunktur und ab der Jahresmitte mit höhe-

ren Beiträgen zur Krankenversicherung der

Rentner infolge gestiegener Beitragssätze zu

rechnen.

Die Bundesanstalt für Arbeit verzeichnete im

letzten Quartal des Jahres 2001 einen Über-

schuss von 0,5 Mrd 3, wozu – als Sonderfak-

tor – hohe Mittelzuflüsse aus dem Europäi-

schen Sozialfonds beitrugen. Im Gesamtjahr

hat sich das Defizit mit 1,9 Mrd 3 gegenüber

dem Vorjahr etwas mehr als verdoppelt. Auch

der Haushaltsansatz von lediglich 0,6 Mrd 3

wurde weit überschritten. Während die Ein-

nahmen insgesamt um 2,2% zunahmen, stie-

gen die Ausgaben um 4,2%. Für das Arbeits-

losengeld wurde 4,3% mehr ausgegeben,

was auf die höheren Pro-Kopf-Leistungen auf

Grund der Berücksichtigung von Einmalzah-

lungen bei der Bemessung des Anspruchs seit

August 2000 zurückzuführen ist. Die Arbeits-

losenzahlen sind im Jahresdurchschnitt dage-

gen noch um 0,5% gesunken. Für die aktive

Arbeitsmarktpolitik wurde insgesamt 1,9%

mehr ausgegeben. Einem Rückgang bei den

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen um ein Vier-

tel stand ein Ausgabenanstieg bei der beruf-

lichen Aus- und Fortbildung um ein Zehntel

gegenüber. Kräftig gestiegen sind auch die

Ausgaben für das Insolvenzgeld, die Alters-

teilzeit und die Erstattungen an die Renten-

versicherungsträger für arbeitsmarktbedingte

Erwerbsminderungsrenten.

Die Haushaltsplanungen für das Jahr 2002

sehen ein aus dem Bundeshaushalt zu decken-

des Defizit der Bundesanstalt von 2,0 Mrd 3

vor. Dem liegt die Annahme von 3,9 Millionen

Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt zu Grunde,

was gegenüber dem Vorjahr einen nur ge-

ringfügigen Anstieg bedeutet. Im Jahreswirt-

schaftsbericht 2002 geht die Bundesregie-

rung nunmehr von durchschnittlich knapp

4 Millionen Arbeitslosen aus. Ohne Einspa-

rungen dürfte also der eingeplante Zuschuss

nicht ausreichen, um das Defizit zu decken.

Nach vier Jahren mit praktisch ausgegliche-

nen Finanzierungssalden ist für das Jahr 2001

vor allem infolge eines starken Anstiegs der

Ausgaben für Arzneimittel mit einem erheb-

lichen Defizit in der gesetzlichen Krankenver-

sicherung zu rechnen. Zahlreiche Kassen

haben zum 1. Januar 2002 ihren Beitragssatz

angehoben. Insgesamt dürfte im neuen Jahr

der durchschnittliche Beitragssatz zur Kran-

kenversicherung um fast einen halben Pro-

zentpunkt auf etwa 14% steigen.

vierteljährlich
Mrd  5 

Mrd  5 
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Entwicklung

des öffentlichen Gesamthaushalts

Die staatliche Defizitquote in der Maastricht-

Abgrenzung ist im vergangenen Jahr ge-

mäß den ersten vorläufigen Ergebnissen der

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen auf

2,6% gestiegen. Im Jahr 2000 hatte sie sich

(ohne UMTS-Erlöse) noch auf 1,3% belaufen.

Diese starke Ausweitung gegenüber dem

Vorjahr ist nur zu einem kleinen Teil konjunk-

turbedingt.9) Zwar fiel das reale gesamtwirt-

schaftliche Wachstum deutlich niedriger aus

als sein mittelfristiger Trend. Jedoch war die

für die Einnahmenentwicklung in erster Linie

bedeutsame nominale Entwicklung weniger

ungünstig. Zudem erwies sich das für die

Lohnsteuer und die Sozialversicherungsbei-

träge relevante Wachstum der Bruttolöhne

und -gehälter (vor allem pro Kopf) als recht

robust. Schließlich lag die im Hinblick auf das

Ausmaß der konjunkturbedingten Ausgaben

maßgebliche Arbeitslosigkeit im Jahresdurch-

schnitt 2001 sogar noch etwas unter dem

Stand von 2000.

Ausschlaggebend für den starken Anstieg des

Defizits waren vielmehr strukturelle Ursachen,

vor allem die reformbedingten Steuerausfälle.

Daneben schlugen insbesondere der niedri-

gere Beitragssatz zur Rentenversicherung und

der nicht durch die gesamtwirtschaftliche

Entwicklung zu erklärende Rückgang der Um-

satzsteuer zu Buche. Obwohl eine weitere

Stufe der „Ökosteuer“ in Kraft trat und auch

die sonstigen Einnahmen – nicht zuletzt auf

Grund des deutlich gestiegenen Bundesbank-

gewinns – stark zunahmen, ging die Einnah-

menquote um knapp eineinhalb Prozent-

punkte auf 46,2% zurück.

Die Ausgaben stiegen um 1,6%. Angesichts

des nur geringfügig höheren nominalen BIP-

Wachstums nahm die Ausgabenquote margi-

nal auf 48,8% ab. Die Personalausgaben

vierteljährlich
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wuchsen auf Grund der insgesamt modera-

ten Tarifanpassung und eines rückläufigen

Personalbestands nur wenig. Die Zinsaus-

gaben gingen sogar zurück, wofür die durch

die UMTS-Erlöse ermöglichte Schuldentilgung

und das die Refinanzierung fälliger Schuldtitel

weiterhin begünstigende Zinsniveau aus-

schlaggebend waren. Daneben sanken auch

die staatlichen Investitionsausgaben und die

Abführungen des Bundes an die EU. Schließ-

lich entfiel die einmalige Belastung aus der im

Jahr 2000 haushaltswirksam gewordenen

Zwangsarbeiterentschädigung. Andererseits

stiegen die Sozialleistungen mit 3% kräftig.

Hier fielen das außerordentlich starke Wachs-

tum der Arzneimittelausgaben, der deutliche

Anstieg der Ausgaben der Rentenversiche-

rung sowie die im Zusammenhang mit einer

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts

vorgenommene Erhöhung der Leistungen für

das Arbeitslosen- und das Krankengeld ins

Gewicht. Auch die Aufwendungen für die Be-

amtenpensionen nahmen kräftig zu. Im Übri-

gen war auf der Länderebene eine einmalig

anfallende umfangreiche Rückerstattung von

Erdgasförderabgaben zu verkraften.

Wenn keine zusätzlichen defiziterhöhenden

Maßnahmen beschlossen werden, ist aus

heutiger Sicht im laufenden Jahr trotz einer

stärkeren Belastung der öffentlichen Finanzen

durch die konjunkturelle Entwicklung kein

weiterer Anstieg der Defizitquote zu erwar-

ten. Das strukturelle Defizit ginge dann merk-

lich zurück. Ausschlaggebend für diese Er-

wartung ist, dass die Abgabenquote steigen

wird. So wirkt sich in diesem Jahr der Progres-

sionseffekt der Einkommensteuer unge-

Entwicklung der Staatsfinanzen in den VGR *)

Mrd 3 Veränderung in %

Position 1999 2000 1) 2001 2000 2001

Einnahmen, zusammen 943 964 953 2,1 – 1,1
darunter:

Steuern 490 512 491 4,4 – 4,1
Sozialabgaben 376 378 384 0,7 1,3

Ausgaben, zusammen 974 990 1 006 1,7 1,6
darunter:

Sozialleistungen 523 533 548 1,9 2,8
Personalausgaben 165 165 165 – 0,3 0,3
Vorleistungen 2) 77 79 81 2,3 2,0
Zinsausgaben 70 68 67 – 2,7 – 2,2
Investitionen 37 38 36 0,6 – 3,2

Veränderung in Mrd 3

bzw. Prozentpunkten

Saldo – 31 – 27 – 54 4 – 27

Nachrichtlich:
(in % des BIP)

Ausgaben 49,3 48,9 48,8 – 0,4 – 0,1
Einnahmen 47,8 47,6 46,2 – 0,2 – 1,4
Saldo – 1,6 – 1,3 – 2,6 0,2 – 1,3

* Ergebnisse gem. ESVG ’95. Zu Abweichungen vom Aus-
weis des Statistischen Bundesamtes vgl.: Statistischer Teil

dieses Berichts, Tabelle VIII.3, S. 53*. — 1 Ohne UMTS-
Erlöse. — 2 Vor allem laufender Sachaufwand.
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Staatliche Haushaltsdefizite und der Rechtsrahmen der Europäischen Union

Im Jahr 1992 wurde der Maastricht-Vertrag
unterzeichnet. Da finanzpolitische Solidität in
allen Mitgliedstaaten eine Grundvoraussetzung
für eine stabile Europäische Währungsunion ist,
wurde bestimmt, dass die Mitgliedstaaten über-
mäßige öffentliche Defizite vermeiden müssen
(Art. 104 Abs. 1 EG-Vertrag). Das Vorhandensein
eines übermäßigen Defizits wird dabei anhand
der fiskalischen „Maastricht-Kriterien“ über-
prüft. Danach darf in der Regel das gesamtstaat-
liche Defizit den Referenzwert in Höhe von 3%
des BIP und der staatliche Schuldenstand den
Wert von 60% des BIP nicht überschreiten. Be-
reits der Maastricht-Vertrag und die diesen kon-
kretisierenden Protokolle sehen im Falle von
übermäßigen Defiziten einzelner Mitgliedstaa-
ten Sanktionen vor.

Im Vorfeld der dritten Stufe der Europäischen
Wirtschafts- und Währungsunion kamen Zweifel
auf, ob die Regelungen des EG-Vertrags ausrei-
chend sind, um eine auf Dauer tragbare Finanz-
lage der öffentlichen Hand zu gewährleisten.
Insbesondere deshalb wurde vor allem auf Be-
treiben Deutschlands ein europäischer Stabili-
täts- und Wachstumspakt konzipiert und auf
dem Europäischen Gipfel von Amsterdam im
Juni 1997 verabschiedet.1) Der Pakt enthält ne-
ben einer Konkretisierung des Verfahrens bei
einem übermäßigen Defizit und dem Ausbau
der haushaltspolitischen Überwachung in der
EU, insbesondere durch ein „Frühwarnsystem“,
die Verpflichtung aller Mitgliedstaaten, mittel-
fristig einen nahezu ausgeglichenen oder einen
Überschuss aufweisenden Haushalt zu erreichen.
Damit wird auch ein ausreichender Sicherheits-
abstand geschaffen, der das Wirken der automa-
tischen Stabilisatoren zulässt, ohne dass ein
übermäßiges Defizit im Sinne des Art. 104 EG-
Vertrag droht. Dies bedeutet, dass Defizite in
konjunkturellen Schwächeperioden grundsätz-
lich zulässig sind, im Konjunkturaufschwung
aber Überschüsse erwirtschaftet werden müssen.

So findet auf mittlere Sicht, das heißt im Durch-
schnitt eines Konjunkturzyklus, ein nominaler
Haushaltsausgleich statt.

Die Europäische Kommission hält für die meisten
Länder eine konjunkturbereinigte Defizitquote
in Höhe von maximal 0,5% für mit der Zielset-
zung des Pakts kompatibel.2) Sie lässt sich bei
ihren Überlegungen, die für einige Länder noch
ambitioniertere Ziele erfordern, durch folgende
Faktoren leiten: 3)

– Es muss ein Sicherheitsabstand zur 3%-Gren-
ze geschaffen werden, der das Abfedern
konjunktureller Einflüsse auf das Budget er-
laubt.

– Der Unsicherheit über sonstige unvorher-
gesehene Schwankungen in den Budgets,
zum Beispiel hinsichtlich der Zinsentwick-
lung, muss Rechnung getragen werden.

– Länder mit sehr hohem Schuldenstand soll-
ten eine zügige Rückführung der Schulden-
quote auf den Referenzwert von 60% ge-
währleisten.

Diese Anforderungen wurden im vergangenen
Jahr von den meisten Mitgliedstaaten eingehal-
ten. Die Länder, die vier Jahre nach der Unter-
zeichnung des Pakts eine solche Position noch
nicht aufweisen, haben sich entsprechend den
Vorgaben des Pakts im Rahmen ihrer Stabilitäts-
und Konvergenzprogramme das Ziel gesetzt, zu-
mindest ab 2004/2005 einen ausgeglichenen
Haushalt zu erreichen.

Über die oben angeführten Anforderungen
hinaus sollte mittels angemessener mittelfristi-
ger Haushaltsziele Vorsorge für die zukünftigen
Belastungen der öffentlichen Haushalte durch
die zunehmende Alterung der Bevölkerung ge-
troffen werden.

1 Der Pakt besteht aus der Entschließung des Europäischen
Rates über den Stabilitäts- und Wachstumspakt (Amster-
dam, 17. Juni 1997), der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des
Rates über den Ausbau der haushaltspolitischen Überwa-
chung und der Überwachung und Koordinierung der Wirt-
schaftspolitiken sowie der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 des
Rates über die Beschleunigung und Klärung des Verfahrens
bei einem übermäßigen Defizit. Zu den Regelungen vgl.

im Einzelnen auch: Europäische Zentralbank, Die Um-
setzung des Stabilitäts- und Wachstumspakts, Monatsbe-
richt, Mai 1999, S. 49 ff. — 2 Vgl.: Europäische Kommission,
Public finances in EMU – 2001, in: European Economy,
No. 3/2001, S. 38f. — 3 Vgl. auch Stellungnahme des
Wirtschafts- und Finanzausschusses zum Inhalt und zur
Form der Stabilitäts- und Konvergenzprogramme, gebilligt
vom Ecofin-Rat am 10. Juli 2001.
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schmälert aus. Außerdem schlagen die Ge-

genfinanzierungsmaßnahmen der 2001 in

Kraft getretenen Steuersenkungen nunmehr

verstärkt zu Buche. Auch sind mehrere

Verbrauchsteuern (Mineralöl-, Strom-, Tabak-

und Versicherungsteuer) angehoben worden.

Mehreinnahmen werden überdies auf Grund

der verstärkten Betrugsbekämpfung bei der

Umsatzsteuer erwartet. Schließlich mussten

um den Jahreswechsel viele Krankenkassen

ihre Beitragssätze deutlich anheben. Die

staatliche Ausgabenquote dürfte sich eher

etwas erhöhen. Dabei wird sich das Ausga-

benwachstum insbesondere auf Grund der

Erhöhung des Kindergeldes sowie einer deut-

lichen Zunahme der arbeitsmarktbedingten

Ausgaben, der Zinsausgaben sowie der Auf-

wendungen für die innere und äußere Sicher-

heit beschleunigen.

Wenn aus heutiger Sicht die staatliche Defi-

zitquote unter dem im Maastricht-Vertrag

vorgesehenen Limit von 3% bleiben kann,

darf daraus nicht gefolgert werden, dass

noch haushaltspolitischer Spielraum für zu-

sätzliche Leistungen oder Steuersenkungen

vorhanden wäre. Dies hieße nämlich, die wei-

ter gehende Zielsetzung des Stabilitäts- und

Wachstumspakts außer Acht zu lassen, der

1997 vor allem auf Initiative der damaligen

Bundesregierung etabliert worden ist. Wie

die Übersicht auf Seite 59 im Einzelnen erläu-

tert, ist es gerade eine wichtige Zielsetzung

dieses Pakts, die 3%-Grenze nicht als „Nor-

malzustand“, sondern als absolute Defizit-

Obergrenze zu definieren. Mit dem Postulat

mittelfristig – das heißt im Durchschnitt des

Konjunkturzyklus – annähernd ausgegliche-

ner oder Überschüsse aufweisender Haus-

halte wurde eine deutlich ambitioniertere fi-

nanzpolitische Ausrichtung vorgegeben. Wird

ein Ausschöpfen der Grenze von vornherein

einkalkuliert, widerspricht dies nicht nur dem

Stabilitäts- und Wachstumspakt, sondern

birgt auch angesichts der unvermeidlichen

und unvorhersehbaren Schwankungen in der

Haushaltsentwicklung die Gefahr in sich, dass

die 3%-Grenze des Maastricht-Vertrags über-

schritten wird. Das nicht zuletzt durch den

Stabilitäts- und Wachstumspakt entstandene

Bewusstsein für die Notwendigkeit solider

öffentlicher Finanzen könnte dadurch ge-

fährdet werden. Damit würde auch eine sta-

bilitätsorientierte Geldpolitik erschwert.

Im Dezember 2001 legte die Bundesregie-

rung ein aktualisiertes Stabilitätsprogramm

vor. Darin wurde das Ziel des vorhergehenden

Programms bestätigt, im Jahr 2004 einen aus-

geglichenen Haushalt zu erreichen (siehe

Tabelle auf S. 61). Dabei hat sich freilich die

Ausgangslage im Jahr 2001 deutlich ver-

schlechtert. Während das vorangegangene

Programm für 2001 noch eine Defizitquote

von 11�2 % vorsah, ist in der Aktualisierung

vom Dezember (etwa dem vorläufigen Ergeb-

nis entsprechend) ein Wert von 2 1�2 % ausge-

wiesen. Die Verfehlung des Defizitziels ist vor

allem darauf zurückzuführen, dass die ge-

samtwirtschaftliche Entwicklung erheblich

schlechter ausfiel als erwartet10) und die Defi-

zite für die Vorjahre nach oben revidiert wur-

den, was sich teilweise auch auf das Jahr

2001 auswirkte. Schließlich führten auch

10 Die Bundesregierung hatte unterstellt, dass die mit
der Steuerreform verbundene Erhöhung des strukturellen
Defizits durch die fiskalischen Auswirkungen eines stärke-
ren gesamtwirtschaftlichen Wachstums teilweise ausge-
glichen würde.
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andere Faktoren, nicht zuletzt ein außeror-

dentlich starker Ausgabenanstieg in Teilberei-

chen der gesetzlichen Krankenversicherung,

zu einem Abweichen von der Zielsetzung des

vorangegangenen Stabilitätsprogramms.

Soweit die Überschreitung des in den Planun-

gen anvisierten Defizitziels durch die gesamt-

wirtschaftliche Entwicklung bedingt ist, darf

sie nicht mit der – wesentlich geringeren –

konjunkturbedingten Defiziterhöhung gegen-

über dem vorangegangenen Jahr verwechselt

werden (vgl. hierzu S. 57). Letztere ergibt sich

daraus, dass die den konjunkturreagiblen

Einnahmen und Ausgaben zu Grunde lie-

genden gesamtwirtschaftlichen Bemessungs-

grundlagen von ihrem mittelfristigen Trend

abweichen. Das vorangegangene Stabilitäts-

programm ging aber für das Jahr 2001 von

einem deutlich über diesem Trend liegenden

gesamtwirtschaftlichen Wachstum von 2 3�4 %

aus. Damit muss auch die durch die ungünsti-

gere gesamtwirtschaftliche Entwicklung be-

dingte Abweichung des tatsächlichen Defizits

von dem Ziel im Stabilitätsprogramm deutlich

höher ausfallen als die konjunkturbedingte

Mehrbelastung im Vorjahrsvergleich.

Für das laufende Jahr sieht das aktualisierte

Stabilitätsprogramm eine Defizitquote von

2% vor. Dieser Wert ist jedoch angesichts

der inzwischen ungünstiger eingeschätzten

gesamtwirtschaftlichen Perspektiven, die sich

auch in der jüngsten Prognose der Bundes-

regierung im Jahreswirtschaftsbericht nieder-

geschlagen haben, nicht mehr realistisch.

Nunmehr wird eine Quote von 2 1�2 % veran-

schlagt. Eine solche Entwicklung war auch

Eckwerte des aktualisierten Stabilitätsprogramms der Bundesregierung

in %

Position 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Basisszenario:
Wachstum des realen BIP

Stabilitätsprogramm 2001 3,0 3�4 1 1�4 2 1�2 2 1�2 2 1�2
Stabilitätsprogramm 2000 2 3�4 2 3�4 2 1�2 2 1�2 2 1�2 .

Defizitquote (–) 1)

Stabilitätsprogramm 2001 – 1,3 – 2 1�2 – 2 – 1 – 0 – 0
Stabilitätsprogramm 2000 – 1 – 1 1�2 – 1 – 1�2 0 .

Schuldenquote
Stabilitätsprogramm 2001 60,3 60 60 59 57 55 1�2
Stabilitätsprogramm 2000 60 58 57 1�2 56 1�2 54 1�2 .

Risikoszenario (Stabilitätsprogramm 2001):
Wachstum des realen BIP 3,0 3�4 3�4 2 1�4 2 1�4 2 1�4

Defizitquote (–) 1) – 1,3 – 2 1�2 – 2 1�2 – 1 1�2 – 1 – 1

1 Angaben für 2000 ohne Einbeziehung der Erlöse aus
der Versteigerung der UMTS-Lizenzen.
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Bestandteil eines Alternativ-Szenarios im Sta-

bilitätsprogramm, das bei niedrigeren gesamt-

wirtschaftlichen Wachstumsraten auch in den

Folgejahren höhere Defizitquoten – nämlich

jeweils 1% in den Jahren 2004 und 2005 –

enthielt.

Das deutliche Verfehlen des Defizitziels im

Jahr 2001 und der auch 2002 voraussichtlich

relativ geringe Abstand zur 3%-Grenze hat-

ten die Europäische Kommission dazu veran-

lasst, dem Ecofin-Rat für seine Sitzung am

12. Februar die Empfehlung für eine „Früh-

warnung“ an Deutschland zur Beschlussfas-

sung vorzulegen. Damit handelte die Kom-

mission in voller Übereinstimmung mit den

einschlägigen Bestimmungen des Stabilitäts-

und Wachstumspakts, die die Kommission

unter anderem dazu verpflichten, ihr Initiativ-

recht so auszuüben, dass ein striktes, zeit-

gerechtes und wirksames Funktionieren des

Pakts erleichtert wird.

Eine Beschlussfassung des Ecofin-Rates über

diese Empfehlung für eine Frühwarnung kam

jedoch nicht zustande. Statt dessen verpflich-

tete sich die Bundesregierung, den in der

Empfehlung der Kommission zum Ausdruck

kommenden Besorgnissen Rechnung zu tra-

gen. Danach soll die weitere Einhaltung der

3%-Grenze im laufenden Jahr durch eine in-

tensive Überwachung des Haushaltsvollzugs

auf allen Ebenen gewährleistet werden. Die

Bundesregierung verpflichtet sich ferner,

haushaltsbelastende finanzpolitische Maß-

nahmen zu vermeiden und etwaige Haus-

haltsspielräume zur Verringerung der Defizite

zu nutzen. Schließlich hat die Bundesregie-

rung bekräftigt, dass im Einklang mit den bis-

herigen Verpflichtungen eine annähernd aus-

geglichene Haushaltsposition bis 2004 er-

reicht wird. Sie hat darauf hingewiesen, dass

dies auch zusätzliche, über die im aktualisier-

ten Stabilitätsprogramm implizierten Maß-

nahmen hinausgehende Schritte erforderlich

machen kann, sobald sich die konjunkturelle

Lage bessert. Durch Vereinbarungen mit den

Bundesländern sollen alle erforderlichen An-

strengungen unternommen werden, um eine

Einhaltung dieser Verpflichtungen sicherzu-

stellen.

Bei dem Ziel eines annähernd ausgeglichenen

Haushalts bis 2004 handelt es sich um eine

europäische Verpflichtung, die in den meisten

Mitgliedstaaten bereits erfüllt worden ist. In

Deutschland erfordert dies freilich wegen der

noch umfangreichen Defizite einen sehr am-

bitionierten Kurs der Ausgabenbegrenzung

aller staatlichen Ebenen, zumal im Jahr 2003

(und darüber hinaus im Jahr 2005) weitere

Steuersenkungen in Kraft treten werden. Das

Stabilitätsprogramm sieht für die mittlere Frist

eine Begrenzung des gesamtstaatlichen jährli-

chen Ausgabenwachstums auf knapp 2% in

der Abgrenzung der VGR vor. Die Ausgaben

der Sozialversicherungen sollen um rund

2 1�2 % und die der Gebietskörperschaften um

11�2 % zunehmen. Dabei ist im Hinblick auf

die Haushaltspolitik zu berücksichtigen, dass

das in den Haushalten nachgewiesene Ausga-

benwachstum mittelfristig niedriger liegen

wird als in den VGR.11) Soll also in den VGR

der Anstieg bei den Gebietskörperschaften

11 So werden unter anderem in den VGR verschiedene
derzeit recht stark wachsende Positionen wie das Kinder-
geld oder die Eigenheimzulage als Ausgabe ausgewiesen,
während sie in der haushaltsmäßigen Darstellung als
negative Steuereinnahmen verbucht werden.
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nicht über 11�2 % hinausgehen, ist in den Bud-

gets ein noch geringerer Zuwachs erforder-

lich. Die Annahmen im Stabilitätsprogramm

sind somit ambitionierter als die Vorgaben

des Finanzplanungsrates, der eine Begren-

zung des haushaltsmäßigen Ausgaben-

anstiegs der Gebietskörperschaften auf maxi-

mal 2% empfiehlt.

Deutschland hat eine stark ausgeprägte föde-

rale Struktur. So sind auch die Länder in ihrer

Kreditaufnahme autonom. Die starke Defizit-

ausweitung bei den Ländern im vergangenen

Jahr macht deutlich, dass ein gesamtstaat-

liches Konsolidierungsziel nur erreicht werden

kann, wenn alle staatlichen Bereiche einge-

bunden sind. Dies erfordert die Einführung

von für alle Haushaltsebenen verbindlichen

Regelungen. Der Stabilitäts- und Wachstums-

pakt schreibt mittelfristig zumindest annä-

hernd ausgeglichene gesamtstaatliche Haus-

halte vor. Eine konsequente nationale Umset-

zung wäre es, das Ziel ausgeglichener Bud-

gets haushaltsrechtlich für jede Ebene zu ver-

ankern. Zwar wurde – in einem ersten Schritt

in diese Richtung – in das für den Bund und

die Länder geltende Haushaltsgrundsätze-

gesetz eine im Jahr 2005 in Kraft tretende Be-

stimmung aufgenommen, einen ausgegliche-

nen Haushalt anzustreben. Ein konkreter Zeit-

rahmen hierfür wurde allerdings nicht festge-

legt.

Ausgeglichene
Haushalte auf
allen Ebenen
anzustreben


